
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde, 
 

mit großer Sorge verfol-
gen wir die Eskalation 

der Gewalt in der Ukrai-

ne. Die Nachricht von 

den vielen Toten und 
Verletzten macht uns 

tief betroffen.  

Unsere Gedanken sind bei den Familien 

und den Angehörigen.  
Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 

Bundestag hat bei der heutigen Debatte 

im Bundestag ganz deutlich gemacht, 

dass wir die ukrainische Regierung und 
den gewaltbereiten Teil der Demonstran-

ten dringend auffordern, sofort die ge-

waltsamen Auseinandersetzungen einzu-

stellen. Für diese gewaltsamen Ausschrei-
tungen trägt der Präsident der Ukraine 

eine große Verantwortung. Er scheint zu 

keinem echten Dialog mit der Opposition 

und zu keiner politischen Lösung der Krise 
bereit zu sein. Daher es ist wichtig, dass 

Bundeskanzlerin Merkel gestern mit Russ-

lands Präsident Putin telefoniert und ihm 

die deutsche Position deutlich gemacht 
hat. Dabei hat Präsident Putin verspro-

chen, sich gegen die Gewalt in der Ukrai-

ne einzusetzen. 

Genauso ist es richtig, dass der französi-
sche, der polnische und der deutsche 

Außenminister in die Ukraine geflogen 

sind und mit der Opposition und dem 

Präsidenten  Gespräche aufgenommen 
haben, um die Gewalt schnell einzustel-

len. Gemeinsam mit unseren Partnern in 

Europa wollen wir dazu beitragen, dass 

der Konflikt so schnell wie möglich been-
det wird und die Menschen in der Ukraine 

ein Leben in Freiheit und Selbstbestim-

mung führen können. 
 

Viel Spaß beim Lesen wünscht 

 
Peter Hintze MdB 
Vorsitzender der CDU-Landesgruppe NRW 
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Deutsche Einheit ist eine Erfolgsgeschichte 
 

Fast eine Generation nach der 

Wiedervereinigung haben sich 
die ökonomischen Lebensver-

hältnisse in den ost- und west-

deutschen Bundesländern, ins-

besondere der materielle Wohl-
stand, deutlich verbessert. Die 

Basis für den erreichten mate-

riellen Wohlstand bildet eine 

zunehmend auch international 
wettbewerbsfähige Wirtschaft. 

 

Der Osten hat heute eine moderne Infrastruktur mit gut ausgebauten Verkehrs-

wegen und hoch leistungsfähigen Energienetzen sowie eine hervorragende öffent-
liche Wissenschaftsinfrastruktur, die aus einem dichten Netz von Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen besteht. Der Angleichungsprozess an das Wirtschaftsni-

veau in Westdeutschland hat sich in den letzten Jahren allerdings deutlich verlang-

samt. Zwischen Ost- und Westdeutschland bestehen noch spürbare Unterschiede 
in der Wirtschaftskraft je Einwohner, den Löhnen und Gehältern fort. Gleiches gilt 

auch für das Steueraufkommen je Einwohner. Die Arbeitslosenquote liegt immer 

noch deutlich über dem Niveau Westdeutschlands. Sie ist aber selbst in der Wirt-

schafts- und Finanzkrise weiter gesunken. Die Arbeitslosenquote hat seit 2005 von 
18,7 Prozent stetig auf 10,7 Prozent abgenommen. Auch der Anteil der sozialversi-

cherungspflichtigen Beschäftigung ist erneut gestiegen, und zwar seit 2005 um 9,9 

Prozent. Die Haushaltskonsolidierung in den ostdeutschen Flächenländern ist in 

den vergangenen Jahren vorangeschritten. Seit 2011 erzielen die neuen Länder 
erfreulicherweise wieder Haushaltsüberschüsse. Den Konsolidierungskurs gilt es in 

den kommenden Jahren fortzusetzen, um die Schuldenbremse auch angesichts 

rückgängiger Mittel aus dem Solidarpakt II einzuhalten. 
 

Für die heutigen Höchstfördergebiete der EU-Strukturförderung in den neuen 

Ländern hat die Bundesregierung ab dem Jahr 2014, dem Beginn der nächsten 
Förderperiode, erfolgreich ein so genanntes Sicherheitsnetz erreichen können, das 

ihnen 64 Prozent der Finanzmittel der bis Ende 2013 noch laufenden Förderperio-

de sichert. Neben dem erreichten materiellen Wohlstandsniveau werden die Le-

bensverhältnisse maßgeblich durch weitere nicht-materielle Aspekte bestimmt. 
Wohlstand in diesem weit verstandenen Sinn kann sich unter anderem in den Teil-

bereichen Bildung, Gesundheit, Freiheit und demokratische Teilhabe widerspie-

geln und hier über einzelne Leitindikatoren für diese Bereiche zumindest partiell 

erfasst werden. Die Bildungsabschlüsse junger Menschen zeichnen ein ambivalen-
tes Bild in den neuen Ländern. In der Rangfolge der Bildungsabschlüsse im 

Sekundarbereich II bei den 20 bis 24-Jährigen in Deutschland werden die ersten 

drei Plätze von ostdeutschen Ländern belegt.  

Zugleich liegen aber auch die drei Länder mit den meisten Schulabgängerinnen 
und Schulabgängern ohne Hauptschulabschluss in den ostdeutschen Ländern. Die 

Lebenserwartung hat sich nach der Wende bis heute in beiden Teilen des Landes 

erfreulicherweise fast angeglichen. 
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Gesetzliche Regelungen gegen Kinderpornografie 

In der Diskussion um erweiterte gesetzliche Regelungen gegen Kinderpornografie hat die rechtspoliti-

sche Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Elisabeth Winkelmeier-Becker erklärt: 

„In Deutschland  ist der Erwerb, Besitz und die Weitergabe von kinderpornographischem Material verboten. Geregelt ist das in 

Paragraph 184 b des Strafgesetzbuches, der Kinderpornografie als Darstellung sexueller Handlungen von an oder vor Kindern 

definiert. Vor dem Hintergrund der jetzigen Diskussion im Fall Edathy müssen wir uns aber genau anschauen, wie wir Grenzbe-

reiche regeln können, in denen minderjährige Kinder bislang unter Umständen nicht ausreichend geschützt sind. Allem An-

schein nach geht  es in diesem Fall um Fotos von minderjährigen Kindern aus der Ukraine und Rumänien. Ihre Körper wurden 

offenkundig abgelichtet, um die entsprechenden Fotos an erwachsene Konsumenten von Kinderpornographie weiterzuleiten. 

Wir müssen nun prüfen, ob die  Grauzone zwischen erlaubten Schmuddelbildern und strafbarer Kinderpornographie weiter 

bestehen bleiben kann oder ob wir enger gefasste und weiterführende gesetzliche Regelungen brauchen.   

Es darf nicht sein, dass Fotos von nackten Kindern vermarktet oder gekauft werden dürfen, die sie in ihrer menschlichen Würde 

und Integrität verletzen, um sexuelle Interessen von Erwachsenen zu befriedigen. Wir können nicht zulassen, dass mit Körpern 

unschuldiger Kinder Geschäfte gemacht werden.“ 
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Tourismuswirtschaft in Deutschland boomt 

Die Tourismuswirtschaft ist in Deutschland ein ökonomisches Schwergewicht und ein Jobmotor. 

2,9 Millionen Erwerbstätige sind direkt im Tourismus beschäftigt. Die Branche erzeugt eine Brut-
towertschöpfung von nahezu 100 Mrd. Euro und damit 4,4 Prozent der gesamten Brut-

towertschöpfung der deutschen Volkswirtschaft. Die Konsumausgaben der Touristen in Deutsch-

land belaufen sich auf fast 280 Mrd. Euro. Das sind beeindruckende Eckdaten einer Branche, deren 

Wirtschaftskraft lange Zeit unterschätzt wurde. Der Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 
betont, dass Deutschland bei den Wachstumszahlen europaweit an der Spitze liegt. Daran hat 

auch die Tourismuswirtschaft einen nicht unerheblichen Anteil.  

Die Bundesregierung hat die Rahmenbedingungen für Wachstum und Beschäftigung wesentlich 
verbessert und wird dies weiter fortsetzen. Die guten wirtschaftlichen Ergebnisse sind in Deutsch-

land vor allem das Verdienst der vielen kleinen und mittleren Unternehmen. Ein wett-

bewerbsfähiger Mittelstand steht deshalb für die Bundesregierung im Zentrum ihrer Wirtschafts-

politik. Ziel der Mittelstandspolitik der Bundesregierung ist es, die Rahmenbedingungen für das 
unternehmerische Handeln so zu gestalten, dass kleine und mittlere Unternehmen ihre Wettbe-

werbsfähigkeit ausbauen und Wachstums- und Beschäftigungspotenziale umfassend entfalten 

können. 

 Aktuelle Schwerpunkte der Mittelstandspolitik der Bundesregierung sind das im Sommer 
2011 beschlossene Fachkräftekonzept der Bundesregierung mit seinen zwei Säulen der 

besseren Nutzung des inländischen Arbeitskräftepotenzials und der Gewinnung von aus-

ländischen Fachkräften durch kluge Zuwanderungspolitik, 

 die Sicherung der Mittelstandsfinanzierung durch eine mittelstandsgerechte Ausgestal-

tung der Vereinbarungen von „Basel III“ zur Eigenkapitalausstattung von Kreditinstituten 

auf EU-Ebene, 

 die Schaffung von unternehmerischen Freiräumen durch Bürokratieabbau. So hat das Re-

gierungsprogramm „Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung“ seit 2006 die 
Bürokratiekosten für die deutsche Wirtschaft bereits um 25 Prozent gesenkt. 
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